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Die Abgeordneten zum Nationalrat PISCHL, Dr. KHOL und Koll~gen 

haben am 15. März 1989 unter der Nr. 3485/J an mich eine schrift­

liche parlamentarische Anfrage betreffend Besuch von Abgeordneten 

a~f Gendarmerieposten gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

",I. Wie stehen Sie zu den Ausführungen des Tiroler Landes-

gendarmeriekommandanten? 

2. Falls Sie die Auffassung des Landesgendarmeriekommandanten 

teilen, welche Möglichkeiten sind für diesen Fall für Mit­

gli~der·der·ge~etzgebenden Körperschaften, insbesondere des 

Innenausschusses des Nationalrates gegeben, sich über die 

Probleme der Bediensteten der Sicherheits exekutive zu in­

formieren, um deren Anliegen vertreten zu können?" 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu Frage 1: 

Ich stimme dem Landesgendarmeriekommando für Tirol insoferne zu, 

daß Gendarmeriedienststellen nicht für Versammlungen oder ver­

sammlungsähnlich,e Veranstaltungen benützt werden sollen. 

Nach einem mir vorgelegten Beritht ist es im Herbst 1988 zweimal 

zu Besuchen von Gendarmeriedienststellen durch Mitgli~der der 
. , 

gesetzgeben,den Körperschaften gekommen. Bei diesen Anlässen ist 
" 

nicht nur mit den Kommandanten, sondern auch mit weiteren Beamten 

d~r betreffenden D~enststellen, aber auch mit Beamten von Nach­

bardienststellen gesprochen worden. Dies hat zu einer Störung 
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des Dienstbetriebes und einer Beeinträchtigung des Dienstvollzuges 

geführt. Da von beiden Gendarmeriedienststellen durchgehend Dienst 

versehen werden muß, kann auch nicht davon gesprochen \'lerden, daß 

die Besprechungen nach Dienstschluß erfolgt sind. Nach dem mir vor­

liegenden Bericht haben auch bereits Mandatare anderer Fraktionen 

an das Landesgendarmeriekommando das Ansinnen gestellt, in ähnlicher 

Form~versarnrnlungen auf Gendarmeriedienststellen durchzuführen, was 

jedoch abgelehnt worden ist. 

Zu Frage 2: 

Neben den Möglichkeiten nach den in Betracht kommenden Bestimmungen 

des Bundes-Verfassungsgesetzes und der Geschäftsordnung des National- . 

rates ist es durchaus möglich, Einzelkontakte mit den Kommandanten 

der· Dienststellen herzustellen, um Informationen einzuholen. 

Im Interesse der Erlangung eines über den rein örtlichen Bereich 

hinaU:sgehenden Uberblicks wäre die Beiziehung des jeweiligen Landes­

gendarmeriekommandanten oder des zuständigen Referenten ,sicher zweck­

mäßig. 

Versa~mlungen oder Veranstaltungen größeren Umfanges sollten aber 

außerhalb von Dienststellen und außerhalb der Dienstzeit der teil­

nehmenden Beamten abgehalten werden. 

Der Vollständigkeit halber sei noch auf die Bestimmungen des Bundes­

Personalvertretungsgesetzes hingewiesen, wonach u.a~ die Vertretung 

der beruflichen und sozialen Interessen der Bediensteten eigenen ge-

.wählten Organen obliegt. 
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